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Ein Dachdecker erlitt Ende 2000 einen
Arbeitsunfall, bei dem Unfallfolgen ver-
blieben waren. Die Berufsgenossenschaft
gewährte ihm daraufhin für 18 Monate
eine Verletztenrente mit einer Minderung
der Erwerbsfähigkeit (MdE) von 20 Pro-
zent. Kurz vor Ablauf der Verletztenrente
passierte jedoch ein zweiter Arbeitsunfall.
„Zunächst war der Berufsgenossenschaft
nicht so wichtig, wie die Restbeschwerden
zu bewerten sind“, erklärt Birgit Hart-
mann, Teamleiterin in Düren. Denn die
Berufsgenossenschaft zahlt generell erst ab
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von
20 Prozent. „Wenn aber ein weiterer Un-
fall hinzukommt“, so die Juristin weiter,
„will man plötzlich ganz genau hinschau-
en, weil dann eine so genannte Stützren-
tensituation eintreten kann.“

Gerichtsverfahren in Schieflage
Wie die verbleibenden Unfallfolgen zu be-
werten waren, musste deshalb das Aache-
ner Sozialgericht entscheiden. In einem
ersten Verfahren wollte die Berufsgenos-
senschaft das gerichtliche Gutachten nicht
akzeptieren. Nach verschiedenen ärztli-
chen Stellungnahmen urteilten die Richter
aber doch zugunsten des Dachdeckers und
sprachen ihm Unfallfolgen von zehn Pro-
zent bis zum 31.10.2003 zu. Gegen dieses
Urteil legte die Berufsgenossenschaft zu-
nächst Berufung ein, die dann aber zu-
rückgenommen wurde.
Diese Minderung der Erwerbsfähigkeit

von 10 Prozent wirkte sich auch aus, da
mit Hilfe der DGB Rechtsschutz GmbH
für den zweiten Unfall im Jahr 2002 eine
Minderung der Erwerbsfähigkeit von 20
Prozent erstritten wurde, die ebenfalls bis
zum 31.10.2003 gezahlt werden sollte. Der
Dachdecker klagte jedoch auch danach
über Beschwerden, die von beiden Unfäl-
len verblieben seien. Die Berufsgenossen-

schaft war aber der Auffassung, dass diese
jeweils weniger als zehn Prozent betragen.
„Gerade Verfahren mit der Berufsgenossen-
schaft zeichnen sich oft durch ein Un-
gleichgewicht aus“,
kritisiert Hartmann.
„Die Kläger können
sich meist nur auf
das gerichtlich ein-
geholte Gutachten
stützen.“ Dagegen
habe die Berufsge-
nossenschaft einen
Stab ärztlicher Be-
rater hinter sich.
Und die behandeln-
den Ärzte hielten
sich im Unfallrecht
meist zurück. „Wir
erleben oft“, so die
Juristin, „dass der
ärztliche Beratungs-
dienst der Berufsge-
nossenschaft sowohl über im eigenen Auf-
trag eingeholte als auch über gerichtliche
Gutachten förmlich ,drüberbügelt‘.“

Ausdauer vor Gericht
Dennoch hat es sich im vorliegenden Fall
gelohnt, sich nicht entmutigen zu lassen.
Denn das Sozialgericht entschied, dass für
vier Jahre rückwirkend und in Zukunft
von einer Minderung der Erwerbsfähigkeit
von jeweils zehn Prozent auszugehen sei.
Damit liege ein Stützrentenfall vor. Die
Berufsgenossenschaft verzichtete diesmal
auf eine Berufung. „Für den Betroffenen
war dieses Urteil besonders wichtig, da er
mittlerweile seinen Job verloren hat“, sagt
Birgit Hartmann. „Vor allem, da die
Streitsumme so hoch war, dass allein die
Zinsen im vierstelligen Bereich liegen.“

Sozialgericht Aachen am 24.05.2007

Az. S 10 (14) U 50/06

Teamleiterin

Birgit Hartmann vom

DGB Rechtsschutz-

Büro Düren erstritt

für ihren Mandanten

eine hohe Stützrente.
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I N H A L T �Nur nicht
entmutigen lassen!
Der Streit um Anerkennung von Arbeitsunfallfolgen ist oft
langwierig. Meist steht dabei Gutachten gegen Gutachten.

Begrenzt
Weisungsbefugnis des Arbeitgebers

Das AGG trat vor 15 Monaten
in Kraft. Wie viele diesbezüg-
liche Klagen gingen seitdem
am Landesarbeitsgericht Ber-
lin-Brandenburg ein?
Die von vielen befürchtete Kla-
geflut ist ausgeblieben. Gesicher-
te Zahlen über die Anzahl der in
meinem Geschäftsbereich einge-
gangenen Klagen gibt es nicht,
da AGG-Verfahren erst seit
Sommer 2007 statistisch geson-
dert erfasst werden. Auf der
Grundlage dieser Statistik und
einer von mir im ersten Halb-

jahr 2007 durchgeführten internen Umfra-
ge bei den Richtern des Arbeitsgerichts Ber-
lin lässt sich feststellen, dass beim Arbeitsge-
richt Berlin monatlich zirka drei Verfahren
mit AGG-Bezug eingehen – bei einer Ge-
samtzahl von rund 2.000 Fällen.

Welche Diskriminierungen wurden am
häufigsten geltend gemacht?
Den Schwerpunkt bilden Verfahren, in de-
nen eine Altersdiskriminierung geltend ge-
macht wird. Es geht um Fragen, ob Alters-
grenzen in Gesetzen und Tarifverträgen Be-
stand haben können, ob Alterstaffelungen
bei der Festlegung von Abfindungen in Sozi-
alplänen diskriminierend sein können oder
ob und wann eine altersgruppenbezogene
Sozialauswahl zulässig ist.

Dem Gesetzgeber wurde bei Inkrafttreten
des Gesetzes von vielen Seiten vorgewor-
fen, es ließe zu viele Fragen offen ...

Das AGG erweist sich als ein kompliziertes,
unvollständiges und teilweise auch wider-
sprüchliches Regelwerk. Als besonderer
Brennpunkt erweist sich die He-
rausnahme des Kündigungs-
schutzes aus dem Anwendungs-
bereich (§ 2 Abs. 4 AGG). Dies
wird von vielen Stimmen – wohl
zu Recht – als richtlinienwidrig
angesehen. Ob insoweit eine
richtlinienkonforme Auslegung
weiterhilft, ist heftig umstritten.
Viele Schwierigkeiten ergeben
sich auch daraus, dass der Gesetz-
geber es versäumt hat, bestehendes Bundes-
recht daraufhin zu durchforsten, ob es im
Hinblick auf das AGG geändert oder aufge-
hoben werden muss. Positiv bewerte ich –
und das wäre dann doch ein Erfolg des Ge-
setzes –, dass durch das AGG und die Dis-
kussionen und Publikationen rund um das
Gesetz offenbar die Sensibilität für Diskri-
minierungsfälle zugenommen hat.

Betriebsräte und Personalabteilungen sol-
len dafür sorgen, dass die Grundsätze des
AGG im betrieblichen Alltag berücksich-
tigt werden.Was empfehlen Sie beiden Sei-
ten?
Sie sollten darauf achten, dass Schulungen
im Betrieb durchgeführt werden und Be-
schwerdestellen tatsächlich auch eingerichtet
beziehungsweise alle Beschäftigten aus-
drücklich auf diese Stellen hingewiesen wer-
den. Sinnvoll wäre es sicherlich auch, wenn
sich beide Seiten auf Verfahrensregelungen
für die Beschwerdestelle verständigten.
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� Kompliziertes Regelwerk
Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) hat nicht zu einer Klagewelle geführt, so Karin
Aust-Dodenhoff, Präsidentin des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg, im Interview.

I m p r e s s u m

In der DGB Rechtsschutz GmbH arbeiten
die Experten auf dem Gebiet des Arbeits-
und Sozialrechts. Wie sind Ihre Erfahrun-

gen mit den Juristinnen und
Juristen?
Die Rechtssekretärinnen und
Rechtssekretäre zeichnen sich
dadurch aus, dass sie nicht nur
über große Fachkunde im ma-
teriellen Recht einschließlich
der aktuellen Rechtsprechung
und im Tarifrecht verfügen,
sondern auch über die betriebli-
chen und branchentypischen

Entwicklungen informiert sind. Gerade
Letzteres trägt häufig dazu bei, dass die
Erörterungen in der Sache effektiver geführt
und Prozesse im Interesse aller Beteiligten
schneller erledigt werden können.

»Die Sensibi-
lität für Dis-
kriminie-

rungsfälle hat
durch das
AGG zuge-
nommen.«

Karin

Aust-Dodenhoff

„Betriebsräte und

Personalabteilungen

sollten darauf achten,

dass Beschwerdestel-

len auch tatsächlich

eingerichtet werden“

– Karin Aust-Doden-

hoff, Präsidentin des

im Februar 2007

fusionierten Landes-

arbeitsgerichts Berlin-

Brandenburg.

Am 18. August 2006 ist das Allgemeine Gleichbehand-

lungsgesetz (AGG) in Kraft getreten. Benachteiligungen

aus Gründen der Rasse, ethnischen Herkunft, des Ge-

schlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Be-

hinderung, des Alters oder der sexuellen Identität sollen

damit verhindert oder beseitigt werden.

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Baden-Württemberg

hat vor einigen Wochen Zahlen über Rechtsfälle aus dem

Bereich des AGG ermittelt – vom Tag des Inkrafttretens

bis zum 18. April dieses Jahres. 109 Verfahren gingen in

diesem Zeitraum bei den Arbeitsgerichten ein, was etwa

0,3 Prozent der erstinstanzlichen Streitigkeiten landes-

weit vor Arbeitsgerichten entspricht. 64 Fälle sind bereits

entschieden worden – überwiegend mit einem Vergleich,

lediglich bei zwölf Verfahren gab es ein Urteil. Die häu-

figste Form der Diskriminierung war mit 36 Prozent das

Alter, das Geschlecht war Streitpunkt bei 28 Prozent der

AGG-Fälle, gefolgt von Behinderung mit 18 Prozent

und ethnischer Herkunft mit elf Prozent. Bewerbungen

waren die häufigsten Anlässe für diskriminierende Vor-

fälle (38 Prozent), danach folgten Kündigungen mit 36

Prozent und mit 26 Prozent bestehende Arbeitsverhält-

nisse. Die Kläger wollten in drei von vier Fällen eine

Entschädigung oder Schadensersatz erzielen, in manchen

Verfahren sollten Kündigungen für unwirksam erklärt

oder andere arbeitsrechtliche Maßnahmen geltend ge-

macht werden.
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4 Interview

Nach einem Arbeitsunfall und anschlie-
ßender Versetzung wurde ein Maschinist
entlassen, weil er die Tätigkeit in der neu-
en Abteilung nicht mehr ausüben könne.
Zu Unrecht, entschied das LAG Hamm:
Der Arbeitgeber hat auf Behinderungen
des Arbeitnehmers Rücksicht zu nehmen.
In der neuen Abteilung verdiente der Kläger,
der von der DGB Rechtsschutz GmbH ver-
treten wurde, 300 Euro weniger und hatte
als Betonarbeiter schwerere Arbeiten zu ver-
richten. Als er eine ärztliche Bescheinung
vorlegte, dass die neue Arbeit gesundheitlich
nicht vertretbar sei, kündigte der Arbeitge-
ber dem Kläger fristlos. Begründung: Der
Beschäftigte könne seine Tätigkeit als Be-
tonarbeiter nicht mehr ausüben. Das LAG
Hamm erklärte Kündigung und Versetzung
für unwirksam. Zwar darf der Arbeitgeber
aufgrund seines Direktionsrechts Zeit, Ort
und Art der Arbeitsleistung bestimmen, laut
§ 315 BGB allerdings nur nach billigem Er-
messen: Auf Behinderungen der Arbeitneh-
mer muss Rücksicht genommen werden.
Der Arbeitgeber wurde außerdem zu Lohn-
nachzahlungen für ein halbes Jahr verurteilt.
LAG Hamm am 01.06.2007, Az. 10 Sa 249/07
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Es herrscht die allgemeine Tendenz, nach
Betriebsübergängen – wenn ein Unterneh-
men etwa in mehrere einzelne aufgeteilt
wird – nicht mehr in den Tarifvertrag zu-
rückzukehren. Viele Firmen nutzen Neu-
gründungen, um in veränderten Arbeits-
verträgen oder Betriebsvereinbarungen nur
noch verringerte Sonderzahlungen vor al-
lem unter dem Vorbehalt der Freiwilligkeit
anzubieten. In solchen Fällen sind oft die
einzelvertraglichen Vereinbarungen ent-
scheidend, ob und in welcher Höhe die
Mitarbeiter Weihnachtsgeld erhalten.
Nimmt zum Beispiel im Arbeitsvertrag ei-
ne Klausel Bezug auf tarifvertragliche Re-
gelungen, was Sonderzahlungen angeht,
hat der Arbeitnehmer häufig Anspruch auf
deren Auszahlung, auch wenn die Firma
nicht mehr tariflich gebunden ist.
So geschehen beim Arbeiter-Samariter-

Bund (ASB) in Neu-Ulm. Der dortige
Kreisverband war bis zum Jahr 2000 Teil
des bayerischen Landesverbandes des ASB
gewesen und wurde dann selbstständiger

Rechtsträger. Als solcher war er nicht mehr
an den Manteltarifvertrag gebunden. Die
Folge: Urlaubs- und Weihnachtsgeld wur-
den nur noch gekürzt ausgezahlt.
Die DGB Rechtsschutz-Büros in Augs-

burg und München konnten dennoch in
zwei Instanzen den Anspruch etlicher ASB-
Mitarbeiter auf volle Auszahlung des Weih-
nachtsgeldes durchsetzen – begründet auf
„einer einzelvertraglichen Zusage des Be-
klagten“, so der Richter des Landesarbeits-
gerichtes München in seinem Urteil, wo-
mit der Arbeitgeber seinen Verpflichtungs-
willen zum Ausdruck gebracht hatte.

In zweiter Instanz erfolgreich
„Auch wenn die Tarifbindung nicht mehr
besteht“, erklärt Stefan Krüger, Rechtsse-
kretär im DGB Rechtsschutz-Büro Mün-
chen, „muss man im Arbeitsvertrag genau
prüfen, ob der alte Tarifvertrag nicht doch
noch gilt.“
Neben der gekürzten Auszahlung des

Weihnachtsgeldes besteht eine weitere

�Weihnachtsgeld: Alle Jahre wieder
Wenn es irgendwie geht, versuchen Arbeitgeber seit einigen Jahren, am Weihnachtsgeld zu sparen.
Das misslingt glücklicherweise auch dann häufig, wenn keine Tarifbindung mehr besteht.

Tendenz darin, dieses in unterschiedlicher
Höhe auszuzahlen. Das betraf einen Ar-
beitnehmer in Bayern, der ebenfalls vom
Münchner Büro der DGB Rechtsschutz
GmbH in zweiter Instanz erfolgreich ver-
treten wurde. Der als Einrichter in einer
kunststoffverarbeitenden Firma beschäf-
tigte Mann bekam zunächst eine stark re-

duzierte Sonderzahlung über-
wiesen, Monate später eine
Nachzahlung, die aber noch
300 Euro unter dem Betrag
lag, den seine Kollegen nach-
bezahlt bekamen. Die Firma
berief sich auf die unterschied-
liche Vorbildung der Mitarbei-
ter. Das Landesarbeitsgericht
ist auf diese und andere Un-
klarheiten nicht weiter einge-
gangen, sondern sah darin
den urteilsentscheidenden Um-
stand. Da einige Formulierun-
gen in dem neuen Vertrag un-
terschiedlich interpretiert wer-
den könnten, brachte der
Richter die Unsicherheitenre-
gelung des § 305 c Abs. 2 BGB
zur Anwendung: „Die verblei-
bende Unklarheit geht zu Las-
ten der Beklagten.“

Landesarbeitsgericht München am

14.06.2007, Az. 4 Sa 1291/06 (Ar-

beitsgericht Augsburg, Az. 8 Ca

565/06 N), und am 27.04.2007,

Az. 11 Sa 1235/06 (Arbeitsgericht

München, Az. 21 Ca 18402/05)
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Arbeitsrechtliche Beschlussverfahren sind bei uns besser aufgehoben als bei niedergelassenen Anwälten, sagt Klaus
Westermann, Geschäftsführer der DGB Rechtsschutz GmbH.

2 Fokus

�

Thema: Weihnachtsgeld 3
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Erfolg vor Gericht: 64.000 Euro sollte ei-

ne arbeitslose Frau an die Bundesagentur

für Arbeit zurückzahlen. Es ging um die

Frage, ob eine eheähnliche Gemeinschaft

vorliegt oder nicht. Die Arbeitslosenhilfe-

Empfängerin wandte sich an das DGB

Rechtsschutz-Büro Zwickau, das sie vor

Gericht vertrat. Die Mandantin wurde

von der Bundesagentur für Arbeit aufge-

fordert, für den Zeitraum von 1994 bis

2004 rund 64.000 Euro Unterstützung

zurückzuzahlen. Den Vorwurf, die Man-

dantin lebe in einer eheähnlichen Ge-

meinschaft, konnte Rechtssekretär Harald

Gerber vor dem Sozialgericht Chemnitz

widerlegen. Dies erkannte dann auch die

Bundesagentur für Arbeit an und hob den

Erstattungsbescheid auf. +++ Hermann

Hauer ist neuer Teamleiter für die Ar-

beitseinheit Passau/Landshut. +++ Sven

Alisch ist neuer Teamleiter für die Ar-

beitseinheit Potsdam. Zu dieser Arbeits-

einheit gehören die Büros Potsdam und

Neuruppin sowie der Service-Point Bran-

denburg an der Havel. +++ Die Arbeits-

einheiten Halle/Naumburg und Dessau

werden am 30. November 2007 zusam-

mengelegt. Die neue Arbeitseinheit wird

über Büros in Halle, Dessau und Naum-

burg verfügen. Teamleiterin Heidemarie

Voland wird ab dem 1. Dezember 2007

die Arbeitseinheit verantwortlich führen.

+++ T i c k e r +++
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Die richtige Strategie entscheidet

Zum Fachvortrag des

Arbeitsrichters Ulrich

Schmottermeyer lud

die DGB Rechtsschutz

GmbH ehrenamtliche

Richter am 18.10. in

das Nürnberger DGB-

Haus ein. Die Team-

leiterin vor Ort,

Sabine Bühner (Foto

links), begrüßte die

Teilnehmer.

Beschlussverfahren werden
von Betriebsräten häufig an
niedergelassene Anwälte ver-
geben. Die DGB Rechts-
schutz GmbH bemüht sich
intensiv um die Übernahme
solcher Verfahren – warum?
Die Ergebnisse der Beschluss-
verfahren gestalten den Rah-
men mit, in dem die betriebli-
che Interessenvertretung statt-
findet. Deshalb sollten solche
Verfahren auch von gewerk-
schaftlichen Juristen geführt
werden. Die DGB Rechts-
schutz GmbH verfügt über

eine in Jahrzehnten angesammelte Erfah-
rung im Arbeitsrecht und kann die Man-
danten künftig bis zum Bundesarbeitsge-
richt begleiten.

Dann tragen aber die Gewerkschaftsmit-
glieder die Kosten, während die Honorare
der niedergelassenen Anwälte der Arbeitge-
ber zahlt ...
Auf den ersten Blick ist es natürlich verlo-
ckend, dem Arbeitgeber die Kosten „aufzu-
halsen“. Aber es geht doch in erster Linie da-
rum, das Verfahren erfolgreich abzuschlie-
ßen und möglichst viel für die Beschäftigten
und deren Interessenvertretung zu erreichen.

Was spricht denn für die DGB Rechts-
schutz GmbH?
Der Streit mit Arbeitgebern ist oft die Folge
einer längeren Entwicklung. Meist soll die
Interessenvertretung bewusst geschwächt
werden. Wir haben durch den ständigen
Austausch mit den Betriebsräten und den
Gewerkschaften vor Ort Einblick in die
Hintergründe und können dadurch verfah-

renstaktisch besser
agieren, als dies nie-
dergelassenen An-
wälten möglich ist.
Solch gute Kenntnis
der Situation ent-
scheidet oft über den
Erfolg.

Die DGB Rechts-
schutz GmbH hat
in Kempten ein
Modellprojekt zu
Beschlussverfahren
durchgeführt. Wa-
rum?
Wir wollten zeigen,
dass durch eine
engere Verzahnung

Ist eine Kürzung oder Streichung des

Weihnachtsgeldes zulässig, wenn der

Arbeitgeber immer auf die Freiwillig-

keit der Zahlung hingewiesen hat?

Stefan Krüger: Ist das Weihnachtsgeld

bisher ohne Vorbehalt mindestens drei-

mal bezahlt worden, besteht ein An-

spruch aufgrund betrieblicher Übung.

Dieser kann nicht einseitig widerrufen

oder beseitigt werden. Ein eventuell

vereinbarter Widerrufsvorbehalt muss

eindeutig sein sowie die möglichen

Gründe des Widerrufs bezeichnen.

Selbst ein so genannter Freiwilligkeits-

vorbehalt schließt den Anspruch auf

Weihnachtsgeld nicht immer aus. Die

Klausel muss klar und widerspruchsfrei

sein und darf den Arbeitnehmer nicht

unangemessen benachteiligen. Was das

bedeutet, hat die Rechtsprechung aller-

dings noch nicht abschließend geklärt.

Auf jeden Fall ist die bis zur Einfüh-

rung eines Schuldrechtsmodernisie-

rungsgesetzes geltende Freiheit des Un-

ternehmers, so genannte freiwillige

Leistungen ohne Begründung zu kür-

zen, nicht mehr gültig.

Was tun, wenn das Weihnachtsgeld

gekürzt oder gar nicht ausgezahlt

wurde?

Stefan Krüger: Wie im normalen Ge-

schäftsleben auch, sollte dann schrift-

lich Einspruch erhoben werden. Die

Arbeitnehmer oder auch der Betriebs-

rat sollten schriftlich die Ansprüche bei

der Firmenleitung geltend machen.

Kann der Arbeitgeber

Weihnachtsgeld an seine

Mitarbeiter unterschiedlich

hoch auszahlen?

Stefan Krüger: Wenn dies aus

sachlich nachvollziehbaren

Gründen und nicht willkür-

lich geschieht: Ja. Sind die

Arbeitsbedingungen jedoch

vergleichbar, müssen die Mit-

arbeiter auch ein gleich hohes

Weihnachtsgeld erhalten.

Stefan Krüger vom

Münchener Büro der

DGB Rechtsschutz

GmbH beantwortet

häufig gestellte Fra-

gen im Zusammen-

hang mit demWeih-

nachtsgeld.

Fast 70 Prozent der

Beschäftigten erhal-

ten eine Jahressonder-

zahlung, am meisten

verbreitet ist das

„Weihnachtsgeld“.

Die aktuellen Zahlen

des Wirtschafts- und

Sozialwissenschaftli-

chen Instituts in der

Hans-Böckler-Stif-

tung zeigen: Es gibt

nach wie vor deutli-

che Unterschiede in

den Branchen sowie

in West und Ost. In

Betrieben mit Tarif-

bindung erhalten 83

Prozent der befragten

Beschäftigten und in

Betrieben ohne Tarif-

bindung nur 56 Pro-

zent Jahressonderzah-

lungen.

„Meist soll die Inte-

ressenvertretung

bewusst geschwächt

werden“ – Klaus

Westermann,

Geschäftsführer der

DGB Rechtsschutz

GmbH rät Betriebs-

räten, bei Beschluss-

verfahren auf das

Know-how und die

Erfahrung der

Rechtssekretäre zu

setzen.

von betrieblicher Interessenvertetung, zu-
ständiger Gewerkschaft und örtlichem
DGB Rechtsschutz-Büro mehr für die Be-
schäftigten erreicht werden kann. Dazu ge-
hört auch eine erfolgreiche Vertretung bei
Beschlussverfahren.

Welche Ergebnisse hatte das Projekt?
Unsere Rechtssekretäre haben den Aus-
tausch mit den Gewerkschaften vertieft und
die Betriebs- und Personalräte beraten –
nicht nur wenn konkrete Fälle vorlagen.
Außerdem haben sie in Betriebsratssemina-
ren referiert. In der Folge konnte die Zahl
der von uns geführten Beschlussverfahren
um 15 Prozent gesteigert werden.

��� Recht auf Mi tbes t immung

Das Arbeitsgericht Weiden hatte

in einem Beschlussverfahren darü-

ber zu entscheiden, ob der Be-

triebsrat mitzubestimmen hat,

wenn der Arbeitgeber freiwillige

Zulagen auf die tarifvertraglich

bedingten Entgelterhöhungen

anrechnet. Der Betriebsrat, vertre-

ten vom DGB Rechtsschutz-Büro

Weiden, war der Auffassung, dass

ihm wegen der Anrechnung der

Gehaltserhöhung auf die einzel-

nen übertariflichen Zulagen und

der herangezogenen sozialen Kri-

terien ein Mitbestimmungsrecht

gem. § 87 BetrVG zustehe. Dem

stimmten die Richter zu und be-

riefen sich auf einen Beschluss des

Bundesarbeitsgerichts. Dieses be-

sagt, dass es dem Zweck des Mit-

bestimmungsrechts widerspricht,

wenn der Arbeitgeber es allein da-

durch ausschließen könne, dass er

mit einer Vielzahl von Arbeitneh-

mern jeweils individuelle Verein-

barungen trifft und dabei die For-

mulierung einer allgemeinen Re-

gel vermeidet.

ArbeitsgerichtWeiden am

11.06.2007, Az. 6 BV 14/06).
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